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Vernehmlassung zur Revision der interkantonalen Vereinbarungen im Berufsbildungsbereich
Immer noch keine volle Freizügigkeit für den Tertiärbereich
Die Kantone revidieren zurzeit die Vereinbarungen im Berufsbildungsbereich. Im Gegensatz zu Universitäten und Fachhochschulen ist der Besuch von ausserkantonalen Höheren Fachschulen weiterhin an Bedingungen geknüpft. Travail.Suisse fordert die volle Freizügigkeit auch für die Höhere Berufsbildung. Daneben setzt sich Travail.Suisse für den Einbezug von national tätigen Höheren Fachschulen und den Bereichen Nachholbildung und berufsorientierte Weiterbildung in die interkantonalen Vereinbarungen ein.
Das neue Berufsbildungsgesetz ist auf 1. Januar 2004 in Kraft getreten. Es sieht einen Wechsel des Finanzierungssystems für die Bundesbeiträge an die Kantone von einer aufwandorientierten zu einer leistungsorientierten Subventionierung vor. Dies macht eine Revision der Interkantonalen Vereinbarungen im Berufsbildungsbereich nötig. Betroffen sind die Berufsfachschulvereinbarung (früher: Berufsschulvereinbarung) und die Vereinbarung über Beiträge an die höhere Berufsbildung (früher: Fachschulvereinbarung). Diese Vereinbarungen regeln den Zugang der Lernenden und Studierenden zu ausserkantonalen Berufsfachschulen und Ausbildungsgängen der höheren Berufsbildung sowie die Abgeltungen für den ausserkantonalen Schulbesuch (interkantonaler Lastenausgleich). 
Chance der Freizügigkeit im ganzen Tertiärbereich bisher verpasst
Keine der beiden Vereinbarungen sieht die volle Freizügigkeit vor. Besonders im Tertiärbereich ist dies störend. Der Entwurf zur Vereinbarung über die Beiträge an die höhere Berufsbildung sieht zwar eine Abkehr vom à la carte-Prinzip vor: Die Kantone können die der Vereinbarung unterstellten Ausbildungsgänge nicht mehr selber bestimmen, ebenso wenig wie die Höhe der Beiträge. Die beitragsberechtigten Ausbildungsinstitutionen werden neu von der Erziehungsdirektorenkonferenz EDK festgelegt. Die Höhe der Beiträge wird pro Fachbereich gemäss vorangehenden Kostenerhebungen festgelegt. Travail.Suisse begrüsst diese Entwicklung grundsätzlich. Allerdings bedauert Travail.Suisse, dass die Chance, die volle Freizügigkeit für den Bereich der höheren Berufsbildung zu realisieren, bisher verpasst wurde. Freizügigkeit kann nach dem vorliegenden Entwurf nur beansprucht werden, wenn die zu absolvierende Ausbildung im eigenen Kanton nicht angeboten wird und wenn der eigene Kanton nicht an einer Schule beteiligt ist, welche die zu absolvierende Ausbildung anbietet. Diese Bedingungen sind für Travail.Suisse nicht mehr zeitgemäss: Gerade die Höheren Fachschulen (z.B. im Sozialbereich) haben ihr je eigenes Profil mit eigenen Schwerpunkten und unterschiedlichen Organisations- und Lernformen. Ihre Angebote ergänzen sich. Für die Studierenden ist die Wahlfreiheit der Schule deshalb sehr wichtig. Nur mit einer vollen Freizügigkeit kann eine qualitativ hoch stehende Schule ihre Anziehungskraft schweizweit entfalten und sich im Markt mit einem guten Bildungsangebot positionieren. Bei den Fachhochschulen und Universitäten ist die volle Freizügigkeit seit längerem Tatsache. Travail.Suisse fordert deshalb die Einführung der vollen Freizügigkeit auch im Bereich der höheren Berufsbildung, so dass im ganzen Tertiärbereich die gleichen Bedingungen herrschen.
National tätige Höhere Fachschulen müssen auch beitragsberechtigt sein
Höhere Fachschulen in privater Trägerschaft können auf Antrag des Standortkantons der Vereinbarung unterstellt werden. Hingegen fehlt im Entwurf eine Regelung zu den national tätigen und eidgenössisch anerkannten Höheren Fachschulen, die von Organisationen der Arbeitswelt getragen werden. Der Bund gewährt gemäss der Verordnung zum neuen Berufsbildungsgesetz (BBV Art. 65) Beiträge an Bildungsgänge Höherer Fachschulen, die von gesamtschweizerischen, landesweit tätigen Organisationen der Arbeitswelt angeboten werden. Travail.Suisse ist der Ansicht, dass die Kantone sich an dieser Regelung orientieren sollten und Bildungsgänge Höherer Fachschulen, die von landesweit tätigen Organisationen der Arbeitswelt angeboten werden, ebenfalls der Vereinbarung unterstellen sollten. Diese Höheren Fachschulen bieten wertvolle Leistungen an, die die Kantone nicht bereitstellen. Dafür sollten sie entschädigt werden. Da die Beiträge aus der interkantonalen Vereinbarung nicht die vollen Kosten decken, ist es für die Kantone immer noch billiger, Beitragszahlungen auszurichten als die Ausbildungsgänge selber anzubieten.
Ausschluss von Nachholbildung und berufsorientierter Weiterbildung ist problematisch

Mehrere Ausbildungsangebote, welche zur Berufsbildung gehören, werden in den Vereinbarungen explizit ausgeschlossen. So soll die Finanzierung der Nachholbildung anderweitig geregelt werden. Nachholbildung bezeichnet den nachträglichen Abschluss einer beruflichen Grundbildung von Erwachsenen mittels spezifischer Qualifikationsverfahren, die auch Kompetenzen berücksichtigen, die ausserhalb einer geregelten Berufslehre erworben wurden. Travail.Suisse betont die Wichtigkeit dieser Innovation des neuen Berufsbildungsgesetzes und fordert die Kantone auf, Nachholbildungen zu unterstützen und diese ebenfalls in interkantonale Vereinbarungen einzubinden.
Auch die berufsorientierte Weiterbildung soll nicht unter die Vereinbarungen fallen. Sie soll grundsätzlich kostendeckend angeboten werden. Travail.Suisse findet den Ausschluss der berufsorientieren Weiterbildung aus der Vereinbarung nicht zulässig. In den Pauschalbeiträgen, welche die Kantone vom Bund erhalten, sind Leistungen zur berufsorientierten Weiterbildung eingeschlossen. Die Kantone sind nach dem neuen Berufsbildungsgesetz (BBG Art. 52, 2) dazu angehalten, die Beiträge für die berufsorientierte Weiterbildung an die Träger von Weiterbildungslehrgängen weiter zu geben. Demzufolge müssen die Vereinbarungen auch Beiträge in der berufsorientierten Weiterbildung integrieren. Travail.Suisse fordert, dass die Grundsätze der EDK in diesem Sinne überarbeitet werden.

Berufsprüfungen und Höhere Fachprüfungen: Travail.Suisse begrüsst direkte Ausrichtung der Beiträge an Absolvierende, hat aber Vorbehalte
Vorbereitungskurse auf Berufsprüfungen und Höhere Fachprüfungen werden ebenfalls der Vereinbarung unterstellt. Diese Ausbildungsgänge sind bezüglich Trägerschaft, Aufwand und Dauer sehr unterschiedlich. Deshalb sollen die Beiträge neu nicht mehr an die Träger der Ausbildungsangebote, sondern direkt an die Absolventinnen und Absolventen ausgerichtet werden. Die Beitragshöhe soll auf Grund der Unterschiedlichkeit der Vorbereitungskurse im kantonalen Recht geregelt werden. Travail.Suisse begrüsst diesen Vorschlag, macht aber darauf aufmerksam, dass die Ausrichtung der Beiträge nicht an das Bestehen der Prüfung gebunden werden darf. Die Vorbereitung auf Berufsprüfungen und Höhere Fachprüfungen ist für die Teilnehmer aufgrund des Erwerbsausfalls bereits mit finanziellen Einbussen verbunden. Das Wegfallen der Beiträge bei Nichtbestehen der Prüfung würde viele Teilnehmende in finanzielle Schwierigkeiten bringen. Bei der bisherigen Ausschüttung der Beiträge an die Träger der Vorbereitungskurse profitierten die Kursteilnehmer unabhängig vom Bestehen der Prüfung von Verbilligungen. Dies muss für Travail.Suisse weiterhin gewährleistet sein.
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